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Beglaubigte Abschrift 

14 K 5589/17.A 

des Herrn 

VERWAL TUNGSGERICHT KÖLN 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Gunter Christ, Hohenzollern ring 103, 50672 Köln, 
Gz.: •20 C09 Mü, 

gegen 

Pc~'lii~~ 
a~hl-lrl- J 

Klägers, 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat, dieses vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge, Erkrather Straße 345 - 349, 40231 Düsseldorf, 
Gz.: --•-423, 

wegen Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft (Afghanistan) 

hat die 14. Kammer 

aufgrund der mündlichen Verhandlung 

vom 7.12.2021 

Beklagte, 
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durch 

den Richter am Verwaltungsgericht 

als Einzelrichter 

für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird unter teilweiser Aufhebung des Bescheids des Bundes­
amtes für Migration und Flüchtlinge vom 17.3.2017 verpflichtet, dem Klä­
ger die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens, in dem Gerichtskosten nicht 
erhoben werden. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte darf 
die Vollstreckung gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des auf 
Grund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der 
Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages leistet 

Tatbestand: 

Der im Jahr 1989 geborene Kläger ist afghanischer Staatsangehöriger. Er reiste im Au­

gust 2015 in die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte bei dem Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) einen Asylantrag. 

In seiner Anhörung vor dem Bundesamt gab der Kläger im Wesentlichen an, in Afgha­

nistan als Offizier bei der Polizei gearbeitet zu haben. Er sei wegen seiner Tätigkeit von 

den Taliban bedroht worden. 

Mit Bescheid vom 17.3.2017 lehnte das Bundesamt die Anträge des Klägers auf Zuer­

kennung der Flüchtlingseigenschaft (Ziffer 1 ), auf Asylanerkennung (Ziffer 2) und Zuer­

kennung des subsidiären Schutzstatus (Ziffer 3) ab. Zudem stellte es fest, dass Ab­

schiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 AufenthG nicht vorliegen (Ziffer 4 ). 

Dem Kläger wurde die Abschiebung nach Afghanistan angedroht {Ziffer 5). Das Einrei­

se- und Aufenthaltsverbot gemäß § 11 Abs. 1 AufenthG befristete das Bundesamt auf 

30 Monate ab dem Tag der Abschiebung (Ziffer 6). 



-3-

Der Kläger hat hiergegen Klage erhoben und seinen Vortrag aus der Anhörung wieder­

holt und vertieft. 

Der Kläger beantragt, 

die Beklagte unter teilweiser Aufhebung des Bescheids vom 17.3.2017 zu ver­

pflichten, dem Kläger die Flüchtlingseigenschaft zuzu_erkennen, hilfsweise den 

subsidiären Schutzstatus zuzµerkennen, äußerst hilfsweise, festzustellen, dass 

Abschiebeverbote nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 Satz 1 AufenthG hinsichUich Af­

ghanistans vorliegen. 

Die Beklagte beantragt schriftsätzlich, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung verweist sie auf den angegriffenen Bescheid. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird ergänzend auf den 

Inhalt der Gerichtsakte, der Ausländerakte und der vorgelegten Verwaltungsvorgänge 

d~s ßundesamtes Bezug genommen. 

E n t s c h e i .d u .n g s g r O n d e : 

Das Gericht konnte trotz Ausbleibens der Beklagten In der mündlichen Verhandlung 

entscheiden, weil sie mit der Ladung auf diese Möglichkeit hingewiesen worden ist 

(§ 102 Abs. 2 VwGO). 

Die zulässige Klage ist begründet. 

Der Kläger hat Im maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung (§ 77 Abs. 1 

Satz 1 AsylG) Anspruch auf eine Verpflichtung der Beklagten, ihm die FlüchtUngseigen­

schaft zuzuerkennen. Der Bescheid ist im angefochtenen Umfang rechtswidrig und ver­

letzt den Kläger In seinen Rechten, § 113 Abs. 1, Abs. 5 Satz 1 VwGO. 
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t. Dem Kläger steht ein Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nach § 3 

Abs. 4 AsylG zu. Denn er ist Flüchtling im Sinne von § 3 Abs. 1 AsylG. 

Danach setzt die Flüchtlingseigenschaft voraus, dass der Ausländer sich aus begründe­

ter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, seiner politischen 

Überzeugung oder seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außer­

halb seines Herkunftslands befindet. Die Furcht vor Verfolgung ist begründet, wenn 

dem Ausländer die vorgenannten Gefahren aufgrund der in seinem Herkunftsland ge­

gebenen Umstände in Anbetracht seiner individuellen Lage tatsächlich, d.h. mit beacht­

licher Wahrscheinlichkeit drohen. 

Vgl. BVerwG, Urteile vom 4.7.2019 - 1 C 37 .18 -, ju­
ris, Rn. 13 f., und vom 20.2.2013 - 10 C 23.12 -, ju­
ris, Rn. 19, 32. 

Die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft setzt nach § 3a AsylG eine Verfolgungs­

handlung von bestimmter Art und Schwere voraus, die an einen der in § 3 Abs. 1 AsylG 

genannten und in § 3b Abs. 1 AsylG näher erläuterten Gründe anknüpft und vom Staat, 

einer den Staat beherrschenden Gruppierung oder Organisation oder einem nichtstaat­

lichen Handelnden ausgeht (§ 3c AsylG). Gegen diese Verfolgung darf es darüber hin­

aus keinen effektiven Schutz im Herkunftsland geben (vgl. §§ 3d, 3e AsylG). 

Die eine Verfolgungsgefahr begründenden Umstände müssen zur Überzeugung des 

Gerichts feststehen (vgl.§ 108 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Der Asylsuchende muss bei der 

Aufklärung des Sachverhalts mitwirken und selbst die Tatsachen vortragen, die seine 

Furcht vor Verfolgung begründen (§§ 15 Abs. 1 Satz 1, 25 Abs. 1 und 2 AsylG, § 86 

Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz VwGO, vgl. auch Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie 

2011/95/EU). Er ist dabei gehalten, die in seine Sphäre fallenden tatsächlichen Um­

stände substantiiert und in sich stimmig zu schildern sowie eventuelle Widersprüche zu 

seinem Vorbringen in früheren Verfahrensstadien nachvollziehbar aufzulösen (vgl. auch 

Art. 16 Satz 2 Richtlinie 2013/32/EU). Bei der Bewertung der Stimmigkeit des Sachver­

halts sind u.a. Persönlichkeitsstruktur, Wissensstand und Herkunft des Schutzsucht:m­

den zu berücksichtigen. 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 7.4.1998 - 2 BvR 
253/96 -, juris, Rn. 4; BVerwG, Urteil vom 9.12.2010 
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- 10 C 13.09 -, juris, Rn. 19, und Beschluss vom 
26.10.1989 - 9 B 405.89 -, juris, Rn. 8. 

Wurde der Ausländer bereits vor der Ausreise in seinem Herkunftsland verfolgt bzw. 

war er von solcher Verfolgung unmittelbar bedroht, ist dies nach Art. 4 Abs. 4 der Richt­

linie 2011/95/EU (Qualifikationsrichtlinie - QRL) ein ernsthafter Hinweis darauf, dass 

seine Furcht vor Verfolgung begründet ist; d.h. es besteht die tatsächliche Vermutung, 

dass sich frühere (unmittelbar drohende) Verfolgungshandlungen bei einer Rückkehr in 

das Herkunftsland wiederholen werden. Diese Vermutung kann aber widerlegt werden, 

wenn stichhaltige Gründe die Wiederholungsträchtigkeit solcher Verfolgungshandlun­

gen entkräften, was im Rahmen freier Beweiswürdigung zu beurteilen ist. 

Vgl. BVerwG, Urteile vom 19.4.2018 - 1 C 29.17 -. 
juris, Rn. 15 und vom 27.4.2010-10 C 5.09-, juris, 
Rn. 23; OVG NRW, Urteil vom 7.6.2021 - 6 A 
2115/19.A-, juris, Rn. 45. 

Gemessen daran ist das Gericht überzeugt, dass der Kläger sich aus begründeter 

Furcht vor Verfolgung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 1 AsylG außerhalb seines Herkunfts­

landes Afghanistan befindet. 

Der Kläger wäre im Fall der Rückkehr mit dem Tod, also von einer Verfolgungshand­

lung i. S. des § 3a AsylG bedroht. Er ist vorverfolgt ausgereist, sodass ihm die Vermu­

tung des Art. 4 Abs. 4 QRL zu Gute kommt. Die Vermutung kann nicht widerlegt wer­

den. 

Auf Grund der von dem Kläger überreichten Dokumente und seinen Angaben beim 

Bundesamt und in der mündlichen Verhandlung steht zur Überzeugung des Gerichts 

fest, dass der Kläger als Polizeioffizier tätig war und ernst zu nehmende Drohungen von 

der Taliban erhalten hat bzw. auch angegriffen wurde. Der Kläger hat glaubhaft, weil 

ausgesprochen detailliert, im Wesentlichen widerspruchsfrei, nachvollziehbar und ohne 

Steigerungen seine Erlebnisse geschildert. 

Auch wenn seit der Ausreise des Klägers im Jahr 2015 sechs Jahre vergangen sind, 

liegen keine stichhaltigen Gründe vor, die die Vermutung, die Bedrohung des Klägers 

würde sich im Fall der Rückkehr wiederholen, widerlegen könnten. Zwar äußerte die 
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,.Führung" der Tallban direkt nach der Machtübernahme vor der Weltpresse; ihre frühe­

ren Gegner bzw. Personen, die für die internationalen Truppen gearbeitet hätten, hätten 

keine Racheakte zu befürchten. 

Vgl. Afghan Analysts Network, The Taleban lea­
dership converges on Kabul as remnants of the re­
public reposition themselves, 19.8.2021; vor der 
Machtübernahme zudem schon: Deutsche Welle, 
Tallban says Afghans who show „remorse" will be sa­
fe, 7.6.2021. 

Diese Aussagen werden jedoch konterkariert durch eine Vielzahl von Berichten, nach 

denen es trotz.der von·den Taliban verkündeten Amnestie in verschiedenen Landestei-

len zu Massenhinrichtungen von früheren afghanischen Regierungsmita~beitern und 

ehemaligen Angehörigen der afghanischen Sicherheitskräfte gekommen sei. Es existie-

ren Berichte, dass die T aliban anhand von Namenslisten gezielt Personen sucht, denen 

unterstellt wird, mit der früheren Regierung oder den US-Streitkräften zusanimengear- 0 
beltet zu haben. 

Vgl. Human Rights Watch, No forgiveness for people 
like you, Dezember 2021, EASO, Afghanistan, 
.Security situation update, September 2021, S. 14 ff.; 
BAMF Briefing Notes, 30.8.2021, S. 1; Danist, Im­
migration Service, Afghanistan, Recent Develop­
ments in the securily situation, impact on clvillans 
and targeted individuals, September 2021, S. 20 ff.; 
Ruttig, Hybris des Westens in Afghanistan, T AZ, 
30.8.2021; zur „rigorosen Anwendung der Scharia" 
vgl. BAMF Briefing Notas, 27.9.2021, S. 1. 

Belastbare Fakten, dass die Taliban vorverfolgt ausgereiste Personen nicht erneut ver­

folgen würden, existieren demnach niqht. 

Die Verfolgungshandlung knüpft auch an einen Verfolgungsgrund an. Die Taliban 

schreiben dem Kläger eine entgegenstehende politische Überzeugung zu. § 3 Abs. 1 

Nr. 1, § 3b Aps. 1 Nr. 5, Abs. 2 AsylG. 

Interner Schutz nach § 3e AsylG steht dem Kläger nicht zur Verfügung. Im Fall des Klä­

gers ist nach der Machtübernahme der Taliban nach der derzeitigen Erkenntnislage von 

einer landesweiten Verf~lgung auszugehen. 

I 
j 



II. Die Regelungen in den Ziffern 3 bis 6 des angefochtenen Bescheids sind aufzuhe­

ben, weil die rechtlichen Voraussetzungen für diese Regelungen nicht vorliegen bzw. 

sie ins leere gehen. 

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die 

vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO in Verbindung mit § 708 Nr. 11 und 

§ 711 ZPO. 

Rechtsmitte I b e I ehr u n g 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
für das Land Nordrhein-Westfalen zu, wenn sie von diesem zugelassen wird. Die Beru­
fung ist nur zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

2. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundes­
verwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abwei­
chung beruht oder 

3. ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrens-
mangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils 
schriftlich bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, zu beantragen. 
Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, 
aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. 

Statt in Schriftform können die Einlegung und die Begründung des Antrags auf Zulas­
sung der Berufung auch als elektronisches Dokument nach Maßgabe des § 55a der 
Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO - und der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) 
erfolgen. Auf die ab dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden 
und juristische Personen des öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung von 
Schriftstücken als elektronisches Dokument nach Maßgabe der §§ 55a, 55d VwGO und 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts­
verkehrs und über des besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischor­

Rechtsverkehr-Verordnung ERW -) wird hingewiesen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht und bei Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren 
vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird, muss sich jeder Beteiligte durch einen 
Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsan-
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wälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des ·Ab­
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähi­
gung zum Richteramt besitzen, für Behörden und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts auch eigene Beschäftigte oder Beschäftigte anderer Behörden oder juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber 
hinaus sind die in § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung im Übrigen bezeichne­
ten und ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten Personen zugelassen. 

Die Antragsschrift sollte zweifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung eines 
elektronischen Dokuments bedarf es keiner Abschriften. 




